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Stand:  29. 10. 2003

Begründung 

zum Gesetz zur Änderung des Brandenburgischen Wassergesetzes 

A. 
Allgemeines

Das Änderungsgesetz dient der Umsetzung der Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung eines Ordnungsrahmens für Maßnahmen der Gemeinschaft in dem Bereich der Wasserpolitik (Wasserrahmenrichtlinie – WRRL). Überdies wird weiterem Änderungs- und Deregulierungsbedarf Rechnung getragen. 

Mit der Wasserrahmenrichtlinie hat die Europäische Union Vorgaben für eine umfassende integrierte Bewirtschaftung der Gewässer geschaffen. Nach den vielen sektoralen Gewässerschutzrichtlinien der vergangenen Jahre wird zum ersten Mal ein ganzheitlicher Ansatz verfolgt. Die Gewässer sind flussgebietsbezogen zu bewirtschaften, d. h. von der Quelle bis zur Mündung mit allen Zuflüssen. Erstmals wird neben der chemischen und physikalischen Beschaffenheit der Gewässer auch die Gewässerökologie betrachtet. 

Die Gewässerqualität ist zu erfassen, zu bewerten und es sind ggf. Maßnahmen zur Erhaltung oder Verbesserung des Zustandes der Gewässer zu ergreifen. 

Für jede Flussgebietseinheit ist die Erstellung national und international koordinierter Maßnahmenprogramme und Bewirtschaftungspläne vorzusehen. Ein Umweltziel der Wasserrahmenrichtlinie ist die Erreichung eines guten Zustandes aller Gewässer innerhalb von 15 Jahren nach In-Kraft-Treten der Richtlinie, d. h. bis 22. Dezember 2015. Bis dahin ist für  Oberflächengewässer der gute ökologische und chemische Zustand, für erheblich veränderte oder künstliche Gewässer das gute ökologische Potenzial und für Grundwasser der gute mengenmäßige und chemische Zustand und die Umkehrung steigender signifikanter Trends bei Schadstoffkonzentrationen im Grundwasser zu erreichen. Mit dem 7. Gesetz zur Änderung des WHG hat sich der Bund auf die nach Artikel 75 GG zulässigen Rahmenregelungen beschränkt. Diese Rahmenregelungen sind durch die Länder auszufüllen. 

Die Regelungsaufträge des Bundes gemäß § 42 Abs. 1 WHG sind durch die Länder bis 22. Dezember 2003 zu erfüllen. 

Artikel 1 des Gesetzentwurfes dient somit in erster Linie der vollständigen Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie in nationales Recht. Das bestehende Wasserwirtschaftsrecht wird nicht vollständig neu ausgerichtet. Seine inhaltlichen Schwerpunkte werden jedoch deutlich verschoben. Die durch die Wasserrahmenrichtlinie und das WHG vorgegebenen Ziele können über eine Integrierung in die bestehenden wasserrechtlichen Regelungen erreicht werden. 

Brandenburg hat Anteil an den Flussgebietseinheiten Elbe, Oder und Warnow-Peene. Die für eine einheitliche Bewirtschaftung dieser Flussgebietseinheiten aufzustellenden Bewirtschaftungspläne und Maßnahmenprogramme sind mit sämtlichen anliegenden Bundesländern zu koordinieren. Ziel ist in allen Flussgebietseinheiten u.a. die Erreichung eines guten ökologischen und chemischen Zustandes der oberirdischen Gewässer, ein gutes Potenzial und ein guter Zustand der künstlichen oder erheblich veränderten Gewässer und ein guter mengenmäßiger und chemischer Zustand des Grundwassers. 

Neben der notwendigen Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie und der Regelungsaufträge aus dem WHG und der Anpassung der bestehenden Vorschriften über Anforderungen an Einleitungen, Anlagen und Gewässerunterhaltung enthält Artikel 1 weitere Änderungen des Brandenburgischen Wassergesetzes, die sich im wasserbehördlichen Vollzug als erforderlich erwiesen haben. So wird eine Entschlackung der Sonderregelungen zum Eigentum vorgesehen, die sich als wenig praktikabel und nicht transparent erwiesen haben. Es erfolgt eine Anpassung an das vom Bund geänderte Arbeitsschutzrecht. Das Verfahren zur gehobenen Erlaubnis, welches sich in der Praxis nicht bewährt hat und kaum in Anspruch genommen wird, entfällt. Ermächtigungen zum Erlass von Rechtsverordnungen, von denen bisher kein Gebrauch gemacht wurde und an denen kein Bedarf besteht, werden aufgehoben. Im Rahmen der Deregulierungsbemühungen wird u. a. für unter Umweltschutzaspekten weniger relevante Kanalisationsnetze das Genehmigungsverfahren durch eine Anzeigepflicht ersetzt. Von einer Einschränkung der Genehmigungspflicht gem. § 87 für Steganlagen in Fällen, in denen gleichzeitig eine strom- und -schifffahrtspolizeiliche Genehmigung erforderlich ist, wird im Ergebnis des diesbezüglichen Prüfauftrags des Kabinettbeschlusses 1313/03 vom 11.02.03 (Teil II der Anlage 4, Nr. 12) abgesehen. Die beiden Genehmigungen decken völlig unterschiedliche Prüfaspekte ab (verkehrliche Belange und umweltschützende Belange), sodass nicht die eine Zulassung die andere ersetzen kann. 

Den Erfahrungen aus den Hochwasserereignissen der letzten Jahre Rechnung tragend, werden Vorschriften zum vorbeugenden Hochwasserschutz aufgenommen und wird die Genehmigungspflicht für bauliche Vorhaben in Überschwemmungsgebieten auf Vorhaben in Überschwemmungsbereichen ausgedehnt. Überdies werden Anforderungen an bauliche Anlagen in überschwemmungsgefährdeten Gebieten vorgesehen. 

B. 
Zu den einzelnen Bestimmungen

Zu Artikel 1:

Zu Nr. 1 (Inhaltsübersicht):

Den Änderungen der Überschriften zu den Paragraphen folgend, ist die Inhaltsübersicht entsprechend zu ändern.

Zu Nr. 2 (§ 1):

Durch die Änderung der Absätze 1 und 2 erfolgt eine Anpassung der bisherigen Regelung zu den Grundsätzen und Zielen der Wasserwirtschaft an die durch die Wasserrahmenrichtlinie und das WHG geänderten Planungs- und Bewirtschaftungsziele und an § 1a Abs. 1 WHG. 

Die zuvor in § 1 Abs. 4 enthaltene Regelung zum Grundwasser wird aus systematischen Gründen neu in § 5 Abs. 3 aufgenommen und sprachlich verbessert. 

Die zuvor in § 1 Abs. 2 enthaltene Raumordnungsklausel wird neu in Absatz 3 aufgenommen und aktualisiert. Durch Absatz 3 Satz 2 wird dem Anliegen der Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) Rechnung getragen, wirtschaftliche Instrumente einzusetzen und den Grundsatz der Kostendeckung der Wassernutzungen einschließlich umwelt- und ressourcenbezogener Kosten im Zusammenhang mit Beeinträchtigungen oder Schädigungen der aquatischen Umwelt zu berücksichtigen (Erwägungsgrund Nr. 38, Artikel 5 und Artikel 9 WRRL). Zur Unterstützung der Maßnahmen für die Erreichung der Bewirtschaftungsziele wurde der Auftrag aufgenommen, neben herkömmlichen Instrumenten des Ordnungsrechtes und der wasserwirtschaftlichen Planung auch ökonomische Instrumente bei der Bewirtschaftung der Gewässer einzusetzen. Dem wird bereits u. a. durch die Erhebung von Wassernutzungsentgelt 

für die Entnahme von Grundwasser und aus oberirdischen Gewässern und die Erhebung der Abwasserabgabe Rechnung getragen. 

Die Einfügung des neuen Absatzes 4 dient der Umsetzung des Regelungsauftrages des Bundes gemäß §§ 42 Abs. 1, 1a Abs. 3 WHG. 

Zu Nr. 3 (§ 2):

Die Änderung der Reihenfolge der aufgezählten Regelungsgegenstände erfolgt unter Berücksichtigung der nicht ersetzbaren Funktion des Wassers als Lebensgrundlage. 

Der Begriff der „teilweisen künstlichen Verbindung“ hat im Vollzug wiederholt Fragen aufgeworfen. Der Anwendungsbereich ist unklar.  Deshalb wird diese Formulierung gestrichen. 

Zu Nr. 4 (§ 3 Abs. 2 Satz 2):

Die bestehende Regelung hat sich als wenig praktikabel in den Fällen erwiesen, in denen lediglich die Einschätzung der wasserwirtschaftlichen Bedeutung eines Gewässers bei In-Kraft-Treten des Wassergesetzes im Jahre 1994 korrigiert werden muss und in denen eine redaktionelle Anpassung der Anlage 1 Teil A  an eine Änderung der Anlage zum Bundeswasserstraßengesetz erforderlich ist. Nach der geltenden Rechtslage wäre in diesen Fällen redaktioneller Anpassungen der Anlage stets eine Gesetzesänderung erforderlich. Deshalb soll auch für diese Fälle eine Verordnungsermächtigung des zuständigen Mitglieds der Landesregierung bestehen.

Zu Nr. 5 (§ 4):

In Absatz 1 Satz 1 erfolgt eine Anpassung an die in Absatz 1 Satz 2 verwendete Begrifflichkeit „natürliches oberirdisches Gewässer“. Im Übrigen erfolgt eine Harmonisierung mit der Definition „künstliches oder erheblich verändertes Gewässer“ nach § 25b Abs. 2 und Abs. 4.  

Die Definition für „fließende Gewässer“ im bisherigen Absatz 2 ist ebenso wie die bisherige Definition zu „stehenden Gewässern“ in Abs. 3 fachlich nicht ganz korrekt. Eine Definition für die fließenden Gewässer ist nicht erforderlich, zumal im weiteren Gesetzestext keine Regelungen zu fließenden Gewässern getroffen werden. Die Definition für stehende Gewässer wird sprachlich und fachlich verbessert und an die üblicherweise verwendeten Begrifflichkeiten angepasst. 

Mit Absatz 3 erfolgt eine Anpassung der bislang nur im Landesrecht enthaltenen, durch das Siebte Gesetz zur Änderung des WHG neu in § 1 Abs. 1 Nr. 2 WHG aufgenommenen Definition zum Grundwasser. In Absatz 4 erfolgt zur besseren Lesbarkeit des Gesetzes eine Übernahme der in § 1 Abs. 4 WHG enthaltenen und unmittelbar geltenden Definitionen zum Einzugsgebiet, zur Flussgebietseinheit und zum Teileinzugsgebiet. 

Zu Nr. 6 (§ 5):

In dem neu eingefügten Absatz 3 wird die bisherige Regelung des § 1 Abs. 4 übernommen und sprachlich verbessert. 

Zu Nr. 7 (§ 12):

Die wasserrechtlichen Sonderregelungen zum Eigentum in § 12 Absätze 2 bis 4 für Gewässer II. Ordnung haben sich im Vollzug als kompliziert, unsystematisch und nicht erforderlich erwiesen. 

Die bisherigen Regelungen hierzu waren zum einen nicht stringent Sie ließen die Frage nach dem Verbleib des Eigentums am alten Gewässerbett offen. Zum anderen besteht für eine derartige Sonderregelung zum Eigentum bei der Herstellung von Gewässern keine Notwendigkeit, da mit den üblichen verwaltungs- und zivilrechtlichen Instrumenten ausreichende und transparentere Regelungen bestehen. Die Herstellung eines neuen Gewässers bedarf stets eines Zulassungsverfahrens gemäß § 31 WHG, in der Regel eines Planfeststellungsverfahrens. Die Planfeststellung hat enteignende Vorwirkung, § 137 BbgWG. Auf das planfestgestellte oder durch Plangenehmigung zugelassene Vorhaben finden die Vorschriften des Enteignungsgesetzes und die herkömmlichen zivilrechtlichen Vorschriften für eine rechtliche Absicherung des Vorhabenträgers in Bezug auf das neue Gewässerbett Anwendung. Gründe, die Herstellung von Gewässern II. Ordnung eigentumsrechtlich anders als sonstige Vorhaben zu behandeln und zu bewerten, sind nicht erkennbar.

Sollte im Zeitraum zwischen In-Kraft-Treten des Brandenburgischen Wassergesetzes am 16. Juli 1994 und dem In-Kraft-Treten dieses Änderungsgesetzes eine Eigentümerstellung gemäß § 12 Absätze 2 bis 4 BbgWG erworben worden sein, bleibt diese bestehen. Eine Enteignung dieses Eigentums erfolgt durch die Streichung der Regelungen der Absätze 2 bis 4, die sich nur auf künftige Vorhaben beziehen, nicht. 

Zu Nr. 8 (Überschrift zu Kapitel 3 Abschnitt 1): 

Es erfolgt eine Anpassung an die in § 19 vorzunehmenden Änderungen.

Zu Nr. 9 (§ 15):

Die Änderung der Zusammensetzung der Schutzgebietskommission trägt den veränderten fachbehördlichen Aufgabenwahrnehmungen Rechnung. Der nicht dem Umweltschutzrecht zugeschlagene Teil des Gewerberechts ist bundesrechtlich in den Bereiche des Arbeitsschutzrechts verschoben worden. Dieses hat für die Erarbeitung und den Vollzug von Wasserschutzgebietsverordnungen keine Relevanz, so dass die Mitgliedschaft eines Mitarbeiters der Gewerbeaufsicht in der Kommission keinen Sinn mehr macht.

Die erst nach Erlass dieses Gesetzes neu geschaffene Rechtsmaterie des Bodenschutzrechts ist dagegen wegen ihrer Verzahnung mit dem Grundwasserschutz hier mit abzudecken. Daher soll zukünftig auch ein Vertreter aus diesem Fachbereich der Schutzgebietskommission angehören.

Zu Nr. 10 (§ 16):

In Absatz 4 folgt wegen der Umstellung von DM auf Euro nach dem Euro-Anpassungsgesetz eine Anpassung des Gesetzestextes. Zu Gunsten der Praktikabilität und besseren Lesbarkeit der Regelung wurde eine geringfügige Aufrundung der Beträge vorgenommen. 

In den gemäß § 16 Abs. 5 Satz 1 als Rechtsverordnungen weitergeltenden, auf der Grundlage des Wassergesetzes der DDR zu Trinkwasserschutzgebieten und Vorbehaltsgebieten gefassten Beschlüssen sind regelmäßig keine Befreiungsmöglichkeiten von den dort geregelten Verboten vorgesehen. Dies hat im wasserbehördlichen Vollzug zur Frage nach einer Rechtsgrundlage für eine nach jetzigen rechtsstaatlichen Erfordernissen grundsätzlich vorzusehenden Befreiung geführt. Um diese Unsicherheit zu beseitigen, wird nun durch den neuen Absatz 5 Satz 2 eine Rechtsgrundlage für die Erteilung von Befreiungen eingeführt.

Zu Nr. 11 (§ 19):

Durch Aufhebung des § 27 WHG durch das Siebte Gesetz zur Änderung des WHG gibt es das durch die Einführung von Bewirtschaftungsplänen und Maßnahmeprogramme entbehrlich gewordene Instrument der Reinhalteordnung nicht mehr. Die den ursprünglich § 27 WHG umsetzende landesrechtliche Regelung des § 19 Abs. 1 kann daher entfallen. § 19 wird damit zur alleinigen Ermächtigungsgrundlage für den Erlass von Verordnungen zur Umsetzung von Recht der Europäischen Gemeinschaften. Der Begriff „Richtlinien“ wird durch den weiteren Begriff der „Rechtsakte“ ersetzt, da auch für die Umsetzung sonstiger die Mitgliedstaaten bindender Rechtsakte, die nicht Richtlinien sind, eine Ermächtigungsgrundlage erforderlich ist.  

Die Änderungen zu Nr. 1, Nr. 2 und Nr. 4 erfolgen, um unnötige Beschränkungen der Verordnungsermächtigung des Fachministers für die Umsetzung von Gemeinschaftsrecht zu vermeiden. In Nr. 3 erfolgt eine sprachliche Verbesserung. 

Zu Nr. 12 (§ 20):

Die Ergänzung in Absatz 2 dient der Beseitigung von Unsicherheiten und der Klarstellung des Gewollten. Die Anzeigebefreiung in Absatz 2 Nr. 2 bezieht sich nur auf Stoffe, nicht jedoch auf Anlagen. Dies ist dadurch erkennbar, dass in Nummer 2 nur „wassergefährdende Stoffe“ genannt sind, in den Nummern 1, 3 und 4 jedoch auf Anlagen Bezug genommen wird. Die Auslegung der Nummer 2 führte im wasserrechtlichen Vollzug zu Unsicherheiten und entsprechenden Rückfragen. 

In Absatz 6 erfolgt die Anpassung an die Verschiebung von Regelungsbereichen des Gewerberechts in Bereiche des Arbeitsschutzrechts (u.a. durch das Gerätesicherheitsgesetz), die sich z.B. bereits in einer entsprechenden Novellierung von § 19h Abs. 3 Nr. 3 WHG dokumentiert hat.

Die Verordnungsermächtigung in § 20 Abs. 7 Nr. 5 kann im Sinne der Deregulierung und Rechtsvereinfachung entfallen. Die Bestimmung der zuständigen Vollzugsbehörden erfolgt in § 126. Die Bestimmung der zuständigen technischen Prüfstelle erfolgt im Baurecht (Bauproduktenzuständigkeitsverordnung vom 21. Juli 1998 (BbgWBauPV). Gemäß § 1 BbgWBauPV erfolgt die Feststellung der wasserrechtlichen Eignung von Bauprodukten im Sinne von § 19h WHG im Rahmen der baurechtlichen Verwendbarkeits- und Übereinstimmungsnachweise. 

Auch die Verordnungsermächtigung des § 20 Abs. 7 Nr. 9 kann im Sinne der Deregulierung und Rechtsvereinfachung entfallen. Bis zur Umsetzung der Muster-Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen und über Fachbetriebe (Muster-VAwS) der Länderarbeitsgemeinschaft Wasser (LAWA) von 1990 durch die Länder gab es keine wasserrechtliche Anerkennung von Sachverständigen nach § 19i WHG. Als Sachverständige im Sinne § 19i WHG galten die nach der Verordnung über brennbare Flüssigkeiten anerkannten Sachverständigen (die jeweiligen Technischen Überwachungsvereine, deren Gebühren für die Überwachungs- und Prüfungstätigkeiten staatlich reguliert sind). Mit der Umsetzung der Muster-VAwS in den Ländern (1993-1998) wurde eine eigene wasserrechtliche Anerkennung von Sachverständigenorganisationen, die wiederum Sachverständige bestellen, eingeführt. Die Anerkennung eines Bundeslandes gilt auch in allen anderen Bundesländern. Inzwischen sind bundesweit 56 Sachverständigenorganisationen anerkannt, die wiederum 2274 Sachverständige bestellt haben (Stand 31.12.2001), so dass man von einem funktionierenden Wettbewerb ausgehen kann. Die Gebühren werden von den Organisationen frei kalkuliert und sind im Ergebnis des Wettbewerbs verbraucherfreundlich. Eine staatliche Regulierung der Gebühren über die wasserrechtliche Länderkompetenz ist bisher nicht erfolgt und auch nicht erforderlich.

Zu Nr. 13 (§ 21):

Die Änderungen in § 21 BbgWG sind erforderlich, weil die bisherigen Regelungen teilweise durch das insoweit vorrangige BBodSchG verdrängt werden und dienen damit der Klarstellung.

Gefahrenabwehrmaßnahmen gegen bestehende oder drohende Gewässerverunreinigungen, die aufgrund des Austretens wassergefährdender Stoffe aus Behältern, sonstigen Anlagen oder Fahrzeugen in den Boden erforderlich sind, hat der Verantwortliche nicht mehr auf Grundlage des § 21 Abs. 1 BbgWG, sondern nach Maßgabe des § 10 Abs. 1 in Verbindung mit § 4 Abs. 2 und 3 BBodSchG zu ergreifen.

Damit korrespondiert, dass eine wasserrechtliche Anzeigepflicht für das Eindringen wassergefährdender Stoffe in den Untergrund (§ 21 Abs. 2 BbgWG – alt -) nicht sinnvoll ist.

Die behördliche Ermächtigung gemäß § 21 Abs. 4 BbgWG – alt – Untersuchungen und Sanierungen auch des Bodens anzuordnen, wird durch § 9 Abs. 2 und § 10 Abs. 1 in Verbindung mit § 4 Abs. 3 BBodSchG verdrängt. Das BBodSchG gilt ebenfalls vorrangig für die Untersuchung und Sanierung des Grundwassers, wenn der Verunreinigung eine schädliche Bodenveränderung oder eine Altlast zugrunde liegt. Daher wird mit dem zweiten Halbsatz („ohne dass dieser eine schädliche Bodenveränderung oder Altlast zugrunde liegt,“) die wasserrechtliche Ermächtigungsgrundlage für Untersuchungen und Sanierungen – und damit die entsprechende Aufgabe der unteren Wasserbehörde – eingeschränkt. Dem tragen die Änderungen des § 21 Abs. 4 Satz 1 BbgWG Rechnung.

§ 21 Absatz 4 Satz 2 entfällt aus Gründen der Deregulierung. Die Fallkonstellation, dass eine nicht auszuschließende Gewässerverunreinigung aufgrund eines mutmaßlichen Austretens von wassergefährdenden Stoffen angenommen werden kann, ist nur im Falle einer bestehenden Altlast bzw. schädlichen Bodenveränderung oder bei „Verschwinden“ möglicherweise wassergefährdender Stoffe im Boden denkbar. In diesen Fällen bietet jedoch das Bodenschutzrecht mit der Anordnungsbefugnis nach § 9 Abs. 2 bzw. § 10 Abs. 1 in Verbindung mit § 4 Abs. 3 BBodSchG ausreichend Ermächtigungsgrundlagen für Untersuchungsanordnungen und Gefahrenabwehrmaßnahmen. Sollten die Stoffe in ein Gewässer eintreten, ohne dass eine Altlast oder schädliche Bodenveränderung zugrunde liegt, ist die in Satz 1 definierte Gefahrenschwelle mit der daran geknüpften Anordnungsbefugnis für die Wasserbehörde ausreichend.

Zu Nr. 14 (§ 23):

In Absatz 1 erfolgt eine Anpassung an die in der Wasserrahmenrichtlinie verwendeten und zur Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie zu verwendenden Begrifflichkeiten, mit denen zugleich eine Konkretisierung, aber auch Erweiterung der fachlichen Aufgaben des Landesumweltamtes als Gewässerkundlicher Landesdienst verbunden ist. Es erfolgt gleichzeitig eine Korrektur des Begriffes „Güte“ durch den nicht bereits durch eine qualitative Vorprägung gekennzeichneten Begriff „Zustand“. 

Eine gesonderte Mitwirkungspflicht des Landesamtes für Geowissenschaften und Rohstoffe Brandenburg (LGRB) gesetzlich zu fixieren, ist aufgrund der allgemeinen verfahrensrechtlichen Regelungen zu Behördenbeteiligungen und Amtshilfe nicht erforderlich. Die alleinige Nennung des LGRB ist hier auch nicht sachgerecht, da das Landesumweltamt auf den Sachverstand auch aus anderen Behörden zurückgreift. 

Aus systematischen Gründen erfolgt eine Übernahme des bisherigen Absatzes 2 in § 104, der die Erhebung, Übermittlung und Verarbeitung von Daten regelt. 

Zu Nr. 15 (§§ 24 bis 26):

Die bisherigen Regelungen zu wasserwirtschaftlichen Rahmenplänen und Bewirtschaftungsplänen nach den ehemaligen §§ 36 und 36b WHG sind aufgrund der durch das Siebte Gesetz zur Änderung des WHG aufgehobenen bundesrechtlichen Vollzugsvorschriften entbehrlich. An dieser Stelle werden die allgemeinen Grundlagen der Bewirtschaftung, die Fristen zur Erreichung der Bewirtschaftungsziele und die Anforderungen an Bewirtschaftungspläne und Maßnahmenprogramme geregelt. Die geltende Regelung in § 26 wird um die Anforderungen an die Einbeziehung der Öffentlichkeit bei der Erstellung der Bewirtschaftungspläne ergänzt. Den Vorschriften liegen die LAWA-Musterregelungen zur Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie zugrunde.

§ 24:

Mit dem neuen § 24 Abs. 1 wird Art. 3 WRRL und der Regelungsauftrag von  §§ 42 Abs. 1, 1b Abs. 3 WHG umgesetzt. Aufgrund der hydrologischen und morphologischen Gegebenheiten werden die Gewässer im Land Brandenburg den drei in § 1b Abs. 1 Nr. 6 (Elbe), Nr. 8 (Oder) und Nr. 10 (Warnow-Peene) genannten Flussgebietseinheiten zugeordnet. In der Anlage 2 (neu) zum BbgWG werden die im Land Brandenburg liegenden Anteile an den drei Flussgebietseinheiten in Kartenform dargestellt. 

Im WHG werden in § 25a, § 25b und § 33a die für die oberirdischen Gewässer, die künstlichen und erheblich veränderten Gewässer und das Grundwasser zu erreichenden Bewirtschaftungsziele vorgegeben. Durch § 24 Abs. 2 Satz 1 wird dem Regelungsauftrag aus § 25c Abs. 1 WHG zur Umsetzung der von der Wasserrahmenrichtlinie in Art. 4 Abs. 1 Buchstabe a Unterabschnitte ii und iii und Buchstabe b Unterabschnitt ii termingenau vorgegebenen Fristen zur Erreichung der Bewirtschaftungsziele in Landesrecht genügt. In den neuen § 24 Abs. 5 wird die in Art. 4 Abs. 1 Buchstabe c WRRL enthaltene Klarstellung zur Geltung der Bewirtschaftungsziele für Gewässer in Schutzgebieten im Sinne des Art. 6 in Verbindung mit Anhang IV WRRL übernommen. 

In dem neuen § 24 Abs. 3 wird entsprechend dem Regelungsauftrag gemäß § 33a Abs. 4 Satz 3 i.V.m. § 25c WHG die Frist zur Erreichung des mengenmäßigen und chemischen Zustandes des Grundwassers entsprechend den Vorgaben in Art. 4 Abs. 1 Buchstabe b Unterabschnitt ii bestimmt. Der herkömmliche Bewirtschaftungsplan gemäß § 36b WHG (a.F.) wird durch die umfassenderen Bewirtschaftungspläne im Sinne der Wasserrahmenrichtlinie und gemäß § 36b WHG, in die die Maßnahmenprogramme gemäß § 36 WHG zu integrieren sind, ersetzt. 

In § 24 Abs. 4 werden die gemäß § 25c Abs. 3 (Umsetzung von Art. 4 Abs. 4 WRRL) und § 25d WHG (Umsetzung von Art. 4 Abs. 5 WRRL) eingeräumten Möglichkeiten zur Verlängerung der Frist zur Erreichung des guten ökologischen und chemischen Zustandes der oberirdischen Gewässer, des guten ökologischen Potenzials und guten chemischen Zustandes der künstlichen und erheblich veränderten Gewässer sowie des guten chemischen und mengenmäßigen Zustandes des Grundwassers und zur Regelung von Ausnahmen von den Bewirtschaftungszielen vorgesehen. 

Der Regelungsauftrag von §§ 42 Abs. 1, 25a Abs. 2, 25b Abs. 1 Satz 2, 33a Abs. 2 WHG, wonach die Anforderungen an Beschreibung, Festlegung, Einstufung, Darstellung und Überwachung des Zustandes der Gewässer von den Ländern zu regeln ist, wird durch eine Landesverordnung gemäß § 19 BbgWG nachgekommen werden. Hierzu gibt es eine Muster-Verordnung der LAWA, die eine bundesweite 1:1-Umsetzung der Vorgaben der Wasserrahmenrichtlinie vorsieht.

§ 25:

In dem neuen § 25 Abs. 1 wird der Regelungsauftrag gemäß §§ 42 Abs. 1, 1b Abs. 2 WHG umgesetzt. Die oberste Wasserbehörde erstellt die Beiträge zu den übergreifenden Bewirtschaftungsplänen und hat dazu die sich aus § 1b Abs. 2 WHG und Art. 3 Abs. 3, Abs. 4 und Abs. 5 Wasserrahmenrichtlinie ergebenden Koordinierungsverpflichtungen zu übernehmen. Ebenfalls werden in dem neuen § 25 Abs. 1 die gemäß § 1b Abs. 2 Nr. 4 vorzusehenden Mitwirkungsformen der Bundesbehörden geregelt. Zur vereinfachten und flexiblen Gestaltung der mit den benachbarten Bundesländern zur Koordinierung der Bewirtschaftungspläne und Maßnahmenprogramme abzuschließenden Verwaltungsabkommen erhält die oberste Wasserbehörde die Befugnis zu Verhandlungen und zum Abschluss der Verwaltungsabkommen. 

Die Entscheidungen über Verlängerungen der Fristen zur Erreichung der Bewirtschaftungsziele und über Ausnahmen von Bewirtschaftungszielen (s. § 24 Abs. 4) sind gemäß § 36b Abs. 3 Nrn. 2 und 3 WHG in Umsetzung von Art. 13 Abs. 4 in Verbindung mit Anhang VII Teil A Nr. 5 Inhalt der Bewirtschaftungspläne. Da die oberste Wasserbehörde die Beiträge zu den länderübergreifenden Bewirtschaftungsplänen erstellt, ist sie in diesem Rahmen auch für die Entscheidung über Verlängerungen der Fristen und Ausnahmen von den Bewirtschaftungszielen zuständig. Auch diese Entscheidungen sind gemäß § 25 Abs. 1 Satz 2 und 3 mit den übrigen an der Flussgebietseinheit beteiligten Bundesländern und Mitgliedstaaten zu koordinieren, um hier grenzüberschreitend gleichlautende Entscheidungen zu den Gewässern zu gewährleisten. 

Der neue § 25 Abs. 3 legt den Zeitpunkt fest, bis zu dem die Maßnahmenprogramme und Bewirtschaftungspläne aufzustellen sind. Dieser Zeitpunkt ist gemäß § 42 Abs. 1, § 36 Abs. 1, § 36b Abs. 1 WHG im Landesrecht vorzusehen und ergibt sich aus Art. 13 Abs. 6 und Art. 11 Abs. 7 der Wasserrahmenrichtlinie. Die Inhalte der Maßnahmenprogramme und Bewirtschaftungspläne ergeben sich aus §§ 36 Abs. 3 und Abs. 4, § 36b Abs. 2 WHG und Art. 11 Absätze 2 bis 4, Art. 13 Abs. 4 in Verbindung mit Anlage VII Teil A der Wasserrahmenrichtlinie. Die Bewirtschaftungspläne sind gemäß § 36b Abs. 5 WHG, Art. 13 Abs. 6 Wasserrahmenrichtlinie zu veröffentlichen. Bestimmte Anforderungen an die Art der Veröffentlichung stellen WHG und Wasserrahmenrichtlinie nicht. In Anbetracht des voraussichtlichen Umfanges der Bewirtschaftungspläne und Maßnahmenprogramme und der Benutzerfreundlichkeit des Internets wird die allgemein zugängliche Veröffentlichung der Bewirtschaftungspläne und der relevanten Teile der Maßnahmenprogramme über das Internet gewährleistet. Durch die Veröffentlichung der entsprechenden Fundstelle im Amtsblatt für das Land Brandenburg ist die Möglichkeit der Kenntnisnahme durch die Öffentlichkeit gegeben. 

Die Verbindlichkeitserklärung nach Abs. 3 Satz 3 zu den Bewirtschaftungsplänen und Maßnahmenprogrammen für die Behörden ist erforderlich, da dadurch die innerbehördliche Verbindlichkeit gesteigert wird und auch solche Behörden, die nicht dem fachlichen Weisungsrecht der obersten Wasserbehörde unterliegen, die aus den Bewirtschaftungsplänen und Maßnahmenprogrammen ggf. für ihren Aufgabenbereich folgenden Verpflichtungen erfüllen können und müssen. Über die Erklärung der obersten Wasserbehörde über die Behördenverbindlichkeit wird über das Amtsblatt informiert (Absatz 3 Satz 6). 

Die in § 25 Abs. 4 vorgesehenen Fristen zur Umsetzung der im Maßnahmenprogramm angeführten Maßnahmen und der im Rahmen einer Aktualisierung geänderten Maßnahmen ergeben sich aus Art. 11 Abs. 7 und Abs. 8 Satz 2 Wasserrahmenrichtlinie. 

Die in § 25 Abs. 5 vorgesehene Frist zur Überprüfung und ggf. Aktualisierung der Maßnahmenprogramme und Bewirtschaftungspläne ergibt sich aus Art. 11 Abs. 8 Satz 1 und Art. 13 Abs. 7 Wasserrahmenrichtlinie. 

§ 26:

In § 26 werden die Vorgaben zur Einbeziehung der Öffentlichkeit bei der Erstellung des Bewirtschaftungsplans gemäß §§ 42 Abs. 1, 36b Abs. 5 in Verbindung mit Artikel 14 Wasserrahmenrichtlinie umgesetzt:

§ 26 Abs. 1 entspricht der Umsetzung von Artikel 14 Abs. 1 Satz 1 Wasserrahmenrichtlinie. 

§ 26 Abs. 2 dient der Umsetzung von Artikel 14 Abs. 1 Buchstabe a der Wasserrahmenrichtlinie. 

§ 26 Abs. 3 dient der Umsetzung von Artikel 14 Abs. 1 Buchstabe b Wasserrahmenrichtlinie. § 26 Abs. 4 dient der Umsetzung von Artikel 14 Abs. 1 Buchstabe c und Artikel 14 Abs. 1 Satz 3 Wasserrahmenrichtlinie. Durch § 26 Abs. 4 Satz 3 wird klargestellt, dass die Vorschriften des Umweltinformationsgesetzes über die Erhebung von Kosten für die Zugänglichmachung von Unterlagen und Informationen keine Anwendung finden.

§ 26 Abs. 5 und Abs. 6 dienen der Umsetzung von Artikel 14 Absätze 2 und 3 der Wasserrahmenrichtlinie. 

In Anlehnung an die bisherige Regelung des § 26 (a.F.) sind die Maßnahmenprogramme und Bewirtschaftungspläne im Landesumweltamt aufzubewahren und einsehbar.

Zu Nr. 16 (§ 28 Abs. 1):

Mit der Ergänzung wird die zur Erreichung der Bewirtschaftungsziele wichtige Verbindung zur Erteilung wasserrechtlicher Erlaubnisse und Bewilligungen für Gewässerbenutzungen hergestellt. Es werden damit die von den Wasserbehörden zu prüfenden wasserrechtlichen Standards für Gewässerbenutzungen erhöht. Die Wasserbehörden prüfen, ob eine beantragte Gewässerbenutzung die Erreichung und Einhaltung der Bewirtschaftungsziele gefährdet und ob Anforderungen und Maßnahmen, die im Maßnahmenprogramm zur Erreichung der Bewirtschaftungsziele vorgesehen sind, durch die Zulassung von Gewässerbenutzungen konterkariert werden könnten. Relevant sind die unmittelbar geltenden im WHG vorgegebenen Bewirtschaftungsziele. Die Bewirtschaftungsziele nach § 25a Abs. 1 Nr. 1 WHG (Vermeidung nachteiliger Veränderungen des ökologischen und chemischen Zustandes), § 25b Abs. 1 Nr. 1 (Vermeidung nachteiliger Veränderungen des ökologischen Potentials und chemischen Zustandes) und § 33a Abs. 1 Nrn. 1 bis 3 WHG (Vermeidung einer nachteigen Veränderung des mengenmäßigen und chemischen Zustandes, Umkehrung signifikanter und anhaltender Trends, Gewährleistung des Gleichgewichts zwischen Grundwasserentnahme und Grundwasserneubildung) gelten seit In-Kraft-Treten des Siebten Änderungsgesetzes zum WHG bereits unmittelbar und sind von den die Gewässerbenutzungen zulassenden Behörden seit dem zu beachten. 

Zu Nr. 17 (§ 29):

In § 29 Abs. 1 Nr. 1 erfolgt eine Anpassung an den gemäß § 42 Abs. 1, § 1a Abs. 3 WHG umzusetzenden und in Landesrecht gemäß § 1 Abs. 4 (n.F.) umgesetzten Grundsatz der vorrangigen ortsnahen Wasserversorgung. 

In § 29 Abs. 1 Nr. 2 erfolgt eine sprachliche Verbesserung. 

In § 29 Abs. 2 Nr. 1 erfolgt eine Anpassung der bisherigen Formulierung an die unmittelbar geltenden Bewirtschaftungsziele aus dem WHG für oberirdische, künstliche und erheblich veränderte Gewässer und für Grundwasser. 

Diese Rechtsgrundlage ist erforderlich, um die durch Gewässerbenutzungen möglicherweise hervorgerufene Gefahr, die Bewirtschaftungsziele nicht zu erreichen, durch direkten behördlichen Zugriff zu vermeiden. 

Durch § 29 Abs. 2 Nr. 5 wird dazu ebenfalls eine allgemeinere Rechtsgrundlage eingeführt, wobei hier auf die Erklärung über die Behördenverbindlichkeit gemäß § 25 Abs. 2 abgestellt wird.

Zu Nr. 18 (§ 30):

Das Instrument der gehobenen Erlaubnis ist teilweise in die Landeswassergesetze eingeführt worden, nachdem der Bundesgesetzgeber die Möglichkeit der Erteilung von Bewilligungen für Abwassereinleitungen gemäß § 8 Abs. 2 Satz 2 WHG ausgeschlossen hat. Das Verfahren zum Erlass einer gehobenen Erlaubnis hat in der Praxis keine Bedeutung erlangt. Dem Interesse eines Vorhabenträgers, durch eine längere Befristung für eine Abwassereinleitung eine größere Planungssicherheit zu erhalten, kann dadurch entsprochen werden, dass von der Regelbefristung gemäß § 28 Abs. 1 Satz 2 BbgWG abgewichen wird. Beispielsweise ist für die Einleitung von verunreinigtem Straßenniederschlagswasser für den Straßenbaulastträger auch eine Befristung von über 20 Jahren denkbar. Im Interesse der Deregulierung soll daher die überflüssige Zulassungsart „gehobene Erlaubnis“ aufgegeben werden. 

Zu Nr. 19 (§ 37):

Im Sinne einer Verfahrensvereinfachung und zur Vermeidung von sich überscheidenden Genehmigungsverfahren entfällt das Genehmigungserfordernis für die wesentliche Änderung von Stauanlagen und sonstigen, unter den Anwendungsbereich von § 37 Abs. 1 fallende Anlagen. Ein gesondertes Genehmigungsverfahren ist entbehrlich, da es bereits anderweitige wasserbehördliche Zulassungen für die wesentliche Änderung von diesen Anlagen gibt. Anliegen war es zu vermeiden, dass sich durch die wesentliche Änderung einer Stauanlage oder einer Anlage zur Benutzung von Grundwasser der Wasserhaushalt und Wasserabfluss in einem Gebiet unkontrolliert und nachteilig verändert. Über derartige Änderungen ist aber bereits im Rahmen der Änderung der der Benutzung zugrunde liegenden wasserbehördlichen Erlaubnis oder Bewilligung zu entscheiden. Wesentliche Änderungen der Anlage, die sich auch wesentlich auf die Wasserführung und den sonstigen Wasserhaushalt im Gebiet auswirken, sind also bereits durch die Änderung der der Benutzung zugrunde liegenden Zulassung erfasst. 

Es wird eine zusätzliche Genehmigungspflicht für die Beseitigung und Außerbetriebnahme von Schöpfwerken und von Anlagen zum Entnehmen von Grundwasser eingeführt. Von der Genehmigungspflicht für das Außerbetriebsetzen und Beseitigen von Benutzungsanlagen wurden diese Anlagen bisher nicht erfasst. Wegen der aufgrund der niedrigen Grundwasserstände in Brandenburg regelmäßig in erheblichen Maße von einer Außerbetriebnahme von Schöpfwerken betroffenen an das Gewässer angrenzenden Landflächen ist eine behördliche Kontrolle aus den Erfahrungen der Praxis erforderlich. Hierfür bietet ein Genehmigungsvorbehalt die besten Möglichkeiten. Im Land Brandenburg wird Grundwasser in der Regel aus Vertikalfilterbrunnen entnommen. Diese Brunnen durchbohren oft die den tieferen Grundwasserleiter schützenden stauenden Deckschichten aus Ton, Lehm oder Mergel. Wenn die Brunnen dauerhaft außer Betrieb genommen werden, ist oft ein aufwändiger sachgemäßer Rückbau erforderlich. Dieser soll verhindern, dass über unversiegelte Brunnenbohrungen mögliche Eintragspfade verbleiben, über die Schadstoffe in die tieferen, oft von Wasserwerken genutzten Grundwasserleiter gelangen können. Die Einführung einer Genehmigungspflicht für das Außerbetriebsetzen und Beseitigen von Anlagen zum Entnehmen von Grundwasser gewährleistet einen fachgerechten Rückbau und eine für diesen sensiblen Bereich notwendige behördliche Überwachung. 

In Verbindung mit der parallel eingeführten Bußgeldbewehrung (§ 145 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe f - n. F.) soll die Genehmigungspflicht verhindern, dass die evtl. erforderlichen Maßnahmen zum Grundwasserschutz vorsätzlich oder fahrlässig unterlassen werden. 

Durch die Ergänzung in Absatz 1 Satz 3 wird der Situation Rechnung getragen, dass die Genehmigung des Außerbetriebsetzens im Interesse eines vom Betrieb Begünstigten versagt wird. Es ist dem Anlageneigentümer, dem das Außerbetriebsetzen versagt wird und der an einer Aufrechterhaltung des Betriebs kein Interesse mehr hat, nicht zuzumuten, die Kosten für den Betrieb im Interesse anderer Begünstigter zu tragen.

Zu Nr. 20 (§ 39):

Es erfolgt lediglich eine sprachliche Verbesserung. 

Zu Nr. 21 (§ 39 a):

In Absatz 2 erfolgt eine Einschränkung der in der bisherigen Fassung inhaltlich zu weitgehenden Verfahrensanforderungen für die dort genannten Anlagen. Es wird klargestellt, dass lediglich die Verfahrenskoordinierung in dem in Absatz 1 genannten Sinne für diese Anlagen verlangt werden soll. Gleichzeitig wird eine Harmonisierung mit dem korrespondierenden Koordinierungsauftrag in § 10 Abs. 5 Satz 2 BImSchG zu erreicht. 

Zu Nr. 22 (§ 40):

In § 40 Abs. 1 erfolgt entsprechend dem Euro-Anpassungsgesetz eine textliche Anpassung der bisherigen DM-Beträge. Zur besseren Handhabbarkeit wurde der Betrag geringfügig abgerundet. 

In § 40 Abs. 3 wird eine bestehende redaktionelle Ungenauigkeit bereinigt. Es wird klargestellt, dass sich die Möglichkeit der Befreiung vom Wassernutzungsentgelt nicht lediglich auf die Entnahme, sondern auf alle in § 40 Abs. 1 genannten Gewässerbenutzungen bezieht. 

In Absatz 4 erfolgt eine redaktionelle Korrektur und damit Klarstellung des Gewollten.

Durch die Änderung in Absatz 5 wird vorgesehen, dass das im Geschäftsbereich des für Wasserwirtschaft zuständigen Mitglieds der Landesregierung zu erhebende Wassernutzungsentgelt auch wieder in diesem Geschäftsbereich zweckgebunden u.a. für die zur Erreichung  der Bewirtschaftungsziele durchzuführenden kosten- und personalintensiven Maßnahmen, wie Bestandsaufnahme, Typisierung der Gewässer, Erarbeitung von Maßnahmenprogrammen und Bewirtschaftungsplänen zur Verfügung stehen muss. Weitere Möglichkeiten zur Verwendung der durch das Wassernutzungsentgelt zu verzeichnenden Einnahmen können auch die Auflage von Förderprogrammen oder Zuschüsse für die Durchführung von Maßnahmen sein, die der Erreichung der Bewirtschaftungsziele dienen.

Im Jahr 2001 hat die Obere Wasserbehörde 24,9 Mio. DM realisiert, im Jahr 2002 14,4 Mio.     €. Die dem Land insgesamt zur Umsetzung der Vorgaben der Wasserrahmenrichtlinie und des WHG entstehenden Kosten können noch nicht konkret beziffert werden. Eine Größenordnung von 500 Mill. € bis 1,5 Mrd. €  pro Bundesland über den Zeitraum von 15 Jahren sind nach Schätzungen anderer Bundesländer zu erwarten. 

Zu Nr. 23 (§ 43):

In Absatz 3 wird die Möglichkeit der Ausnahmeregelung auf sämtliche unter Absatz 1 fallende gemeingebräuchlichen Nutzungen der Gewässer durch Fahrzeuge erweitert. Unter Nutzungen nach Absatz 1 fällt auch die Befahrung der Gewässer mittels Wasserfahrzeugen ohne eigene Triebkraft mit einer Wasserverdrängung ab 1.500 kg. 

Obwohl diese Nutzung ein „Weniger“ im Vergleich zur Befahrung eines Gewässers mit einem motorangetriebenen Fahrzeug ist, war für diese nach dem Wortlaut der bisherigen Regelung des Absatzes 3 eine Ausnahmeregelung nicht möglich. Diese Unstimmigkeit wird beseitigt.

Der bisherige Absatz 4 enthielt eine Ermächtigungsgrundlage für den zuständigen Fachminister, die Ausübung des Tauchsports zu regeln. Diese Ermächtigungsgrundlage kann entfallen. Das Tauchen (mit Atemgerät) fällt nicht unter den Gemeingebrauch und stellt eine erlaubnispflichtige Gewässerbenutzung dar. Die untere Wasserbehörde hätte damit auch unabhängig von der Existenz einer Rechtsverordnung das Tauchen durch Verwaltungsakt oder Allgemeinverfügung zu regeln. Auf Grund gewässerspezifischer und regionaler Besonderheiten sowie wegen der Heterogenität der anderen, beim Tauchen zu berücksichtigenden gewässerbezogenen Nutzungen ist eine allgemeine Regelung für alle brandenburgischen Gewässer gleichermaßen durch Verordnung nicht möglich und nicht zweckmäßig.

Die Entscheidung zur Regelung des Tauchsports gemäß § 35 Verwaltungsverfahrensgesetz für das Land Brandenburg durch Verwaltungsakt oder Allgemeinverfügung steht im Ermessen der örtlich zuständigen unteren Wasserbehörde. Den gewässerspezifischen und regionalen Gegebenheiten und Interessen Rechnung tragend, kann diese die Ausübung des Tauchsports regeln. 

Zu Nr. 24 (§ 44):

Die Ermächtigungsnorm des § 44 ist im Hinblick auf die Erreichung der Bewirtschaftungsziele um einen entsprechenden Vorsorgeaspekt zu ergänzen (Nr. 1). Bestehen Erkenntnisse darüber, dass eine gemeingebräuchliche Nutzung gemäß § 43 dazu führt, dass die zu erreichenden Bewirtschaftungsziele gefährdet werden oder nicht erreicht werden können, soll dem durch eine Rechtsverordnung, die den Gemeingebrauch gemäß 43 einschränkt, entgegengewirkt werden können. Die bisherige Regelung in Nr. 3, die auch bereits ökologische Aspekte enthielt, wird durch die neue Regelung Nr. 3 mit erfasst. 

Zu Nr. 25 (§ 45 a neu):

Mit dieser Regelung wird in inhaltlicher Übereinstimmung mit entsprechenden Vorschriften anderer Landeswassergesetze von der Ermächtigung des § 25 WHG Gebrauch gemacht. Das Einbringen von Stoffen zu Zwecken der Fischerei soll erlaubnisfrei sein, wenn es sich um geringfügige Lockmittel- oder Nahrungsgaben handelt, die keine signifikanten nachteiligen Auswirkungen auf den Gewässerzustand erwarten lassen. Eine Erlaubnispflicht bleibt aber etwa in den Fällen der Einbringung von Futter in Netzkäfiganlagen aufgrund des konzentrierten Stoffeintrags bestehen. Zur Untersetzung der Regelung soll für die grundsätzlich durch die Neuregelung entlasteten Wasserbehörden noch eine Verwaltungsvorschrift erarbeitet werden.

Zu Nr. 26 (§ 46 Abs. 3):

Durch die Ergänzung wird klargestellt, dass sich die landesrechtlichen Regelungen für die Schifffahrt nicht auf die tatsächlich und rechtlich schiffbaren Bundeswasserstraßen beziehen. Das sind die in der Anlage zu § 1 Abs. 1 Nr. 1 Bundeswasserstraßengesetz aufgeführten  Bundeswasserstraßen. Was die nicht in dieser Anlage aufgeführten sogenannten sonstigen Bundeswasserstraßen betrifft, so sind die Landesschifffahrtsregelungen für schiffbare Gewässer – in Abhängigkeit von der für diese gebotenen Anpassung des Anwendungsbereiches der Binnenschifffahrtsstraßen-Ordnung – nur anzuwenden, sofern der für Verkehr zuständige Fachminister gemäß § 46 Abs. 2, Abs. 1 die sonstigen Bundeswasserstraßen als schiffbare Landesgewässer einstuft. 

Zu Nr. 27 (§ 48 Abs. 1 Nr. 1):

Es erfolgt eine sprachliche Anpassung an die weiteren, in Nrn. 1 und 2 im Plural angeführten Anlagen. 

Zu Nr. 28 (§ 50):

Die Mindest-Regelung in Absatz 1 hat sich in der Praxis als nicht erforderlich erwiesen. Eine Staumarke an der Stauanlage ist ausreichend. 

Die bislang in Absatz 2 enthaltene Verpflichtung, Staumarke und Festpunkte an das amtliche Höhenfestpunktfeld anzuschließen, hat in der Praxis Schwierigkeiten aufgeworfen. 

Insbesondere standen oftmals die vorzunehmenden Aufwendungen in keinem Verhältnis zum entstehenden Nutzen. Die zwar grundsätzlich wünschenswerte Orientierung soll daher künftig aus Gründen der Verwaltungsökonomie nur als gesetzgeberische Empfehlung an die Wasserbehörden erhalten bleiben. 

Zu Nr. 29 (§ 53):

Ein Erfordernis für eine Rechtsverordnung zur Regelung von Anforderungen an Wasserspeicher besteht nicht. Auch künftig ist von einem solchen Erfordernis nicht auszugehen. Hierzu gibt es hinreichende technische Vorgaben für die Errichtung derartiger Anlagen. Anforderungen an die Unterhaltung, die Überwachung und den Betrieb können auch ohne eine entsprechende Rechtsverordnung in die Zulassungen dieser baulichen Anlagen oder Gewässerausbauvorhaben aufgenommen werden. 

Zu Nr. 30 (§ 54):

In der Überschrift wird die Bezugnahme auf das WHG um den nunmehr maßgeblichen § 33a erweitert. 

In § 54 Abs. 1 erfolgt die Herstellung der Kohärenz zu den in § 33a WHG vorgesehenen und unmittelbar geltenden Bewirtschaftungsziele für das Grundwasser. 

In Absatz 4 wird klargestellt, dass sich Satz 4 auf die in Satz 2 vorgesehene Satzungsermächtigung bezieht. Überdies wird der im Zusammenhang mit behördlichem Handeln unübliche untechnische Begriff „Zustimmung“ durch den korrekten Begriff der Genehmigung ersetzt, da im Vollzug die Frage nach dem Charakter der Entscheidung aufgeworfen wurde. Eine fachliche Prüfung der unteren Wasserbehörde ist zwingend vor dem In-Kraft-Treten einer solchen Satzung erforderlich.

Zu Nr. 31 (§ 57 Abs. 1):

Es wird klargestellt, dass neben den Anforderungen an Wasserentnahmen und Abwasserableitungen, die in Absatz 1 näher beschrieben werden, auch die Anforderungen nach §§ 28 und 29 BbgWG einschlägig sind. 

Zu Nr. 32 (§ 65):

In Absatz 1 Nr. 1 und Absatz 1 Satz 2 sowie in Absatz 2 Satz 2 wird die Kohärenz mit den Vorgaben des WHG hergestellt. Die bisherigen Instrumente der Abwasserbeseitigungspläne und Reinhalteordnungen sind durch die 7. Novelle zur Änderung des WHG aufgehoben worden (Aufhebung der bisherigen § 18a Abs. 3 und § 27 WHG). 

In Absatz 1 Nr. 2 erfolgt überdies eine sprachliche Verbesserung. 

Zu Nr. 33 (§ 66 Abs. 1):

Das Instrument des Abwasserbeseitigungsplans ist durch die 7. Gesetz zur Änderung des WHG durch Aufhebung des § 18a Abs. 3 entfallen. Ein landesrechtliches Erfordernis für eine landesrechtliche Beibehaltung dieser Pläne, von denen in Brandenburg bisher noch keiner aufgestellt wurde, besteht kein Erfordernis. 

Die durch die letzte Änderung des Brandenburgischen Wassergesetzes durch Aufhebung des Absatzes 5 unzutreffend gewordene Verweisung in Satz 1 auf Absatz 5 wird gestrichen und wird um die gemäß §§ 67 und 68 in Betracht kommenden Abwasserbeseitigungspflichtigen ergänzt. 

Zu Nr. 34 (§ 69):

Durch den Wegfall des § 18a Abs. 3 WHG zu Abwasserbeseitigungsplänen (siehe oben zu Nrn. 28 und 29), kann auch § 69, der die Vorschrift des § 18a Abs. 3 WHG ausfüllte, entfallen. 

Zu Nr. 35 (§ 71):

Die Vollzugserfahrung hat gezeigt, dass das Gefährdungspotential von Kanalisationsnetzen bis 300 mm Nennweite so gering ist, dass eine behördliche Genehmigung nicht mehr erforderlich ist. 

In Absatz 2 erfolgt durch die Änderung die Klarstellung, dass sich die Beschränkung auf Anlagen mit weniger als 8 m³ Abwasser nur auf Abwasserbehandlungsanlagen für häusliches Abwasser, nicht für sonstiges kommunales oder gewerbliches Abwasser beziehen soll. 

Durch die Änderung in Absatz 3 Satz 3 erfolgt eine Anpassung an die entsprechenden Änderungen im Baurecht (vgl. §§ 20 ff. BbgBO).

Die Ergänzung in Absatz 3 Satz 4 ist erforderlich, um nicht die Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung unzulässigerweise zu umgehen und entfallen zu lassen, wenn für diese Anlagen eine Zulassung nach dem Bauproduktengesetz oder eine Bauartzulassung vorhanden ist, aber gleichzeitig nach dem UVPG oder BbgUVPG eine UVP-Pflicht besteht.

Zu Nr. 36 (§ 73 Abs. 1 Satz 2):

Für einzelne Befreiungen von Abwassereinleitern von der Pflicht zur qualifizierten Selbstüberwachung soll die Behörde entscheiden, die auch die Abwassereinleitung zulässt und die für die Überwachung der Einleitung zuständig ist. Es wäre denkbar, eine derartige Befreiung zugleich in die wasserrechtliche Erlaubnis mit aufzunehmen. Es erscheint nicht sachgerecht, in diesen Einzelfällen stets eine Zuständigkeit der oberen Wasserbehörde vorzusehen. Sinnvoll hingegen ist weiterhin die Beibehaltung der Zuständigkeit der oberen Wasserbehörde, wenn es um die Befreiung ganzer Gruppen von Abwassereinleitern geht. 

Zu Nr. 37 (§ 75 Abs. 2 Satz 1):

Es erfolgt eine Harmonisierung mit § 71 Abs. 2 (siehe oben zu Nr. 31). 

Zu Nr. 38 (§ 77):

Da Eingriffe in den Landschaftswasserhaushalt direkt oder als Folgewirkung zu einer Verminderung des für die ökologischen Wechselwirkungen notwendigen Mindestabflusses eines Fließgewässers führen, ist d er Erhalt oder die Wiederherstellung eines ökologischen Mindestabflusses zur Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie notwendig und damit als ein Hauptziel in § 77 Abs. 1 darzustellen.

In Absatz 2 sollen als Beispiele für geeignete Maßnahmen zum Ausgleich der Wasserführung die Verminderung der Flächenentwässerung wie auch die Rückhaltung des Regenwassers in der Fläche als neue Nr. 4 und 5 ergänzt werden.

Zu Nr. 39 (§ 78)
Im Absatz 1 werden die unter den Nummern 1 bis 5 genannten Unterhaltungsziele und Maßnahmen zur Sicherung dieser Ziele an die Anforderungen nach der Wasserrahmenrichtlinie angepasst und gleichzeitig gestrafft. Die Änderung dient der Klarstellung.

In Absatz 1 Satz 4 und 5 erfolgt die Herstellung der Kohärenz mit § 28 Abs. 1 WHG. Damit wird die Anforderung an die Gewässerunterhaltung vorgesehen, sich an den Bewirtschaftungszielen auszurichten und die Erreichung der Bewirtschaftungsziele nicht zu gefährden. Im Übrigen erfolgt durch die Novelle des BbgWG keine Änderung der Aufgaben der Unterhaltungspflichtigen. Ihnen obliegt nicht die Verpflichtung, die Bewirtschaftungsziele für oberirdische und künstliche und erheblich veränderte Gewässer zu erreichen. Diese Pflicht obliegt dem Land, welches die vorhandenen Instrumente und Befugnisse der Behörden zur Erreichung der Bewirtschaftungsziele nutzt und erweitert.

Mit Absatz 2 erhält die Wasserbehörde die Möglichkeit, gegenüber dem Unterhaltungspflichtigen die Unterlassung bestimmter Unterhaltungsmaßnahmen in den Fällen anzuordnen, in denen dies für die Erreichung von Bewirtschaftungszielen im Einzelfall erforderlich ist. 

Zu Nr. 40 (§ 79):

Die Änderung von Abs. 1 Satz 1 beruht auf folgenden Erwägungen:

Bislang war im Land Brandenburg eine Unterhaltungspflicht im Sinne von § 78 BbgWG, § 28 WHG für die Bundeswasserstraßen nicht geregelt. Die Unterhaltung der Bundeswasserstraßen im Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 1 Bundeswasserstraßengesetz (WaStrG) obliegt im Rahmen seiner verkehrlichen Zuständigkeiten dem Bund, Art. 89 GG, § 8 WaStrG. Eine Zuständigkeit für die Unterhaltung der Bundeswasserstraßen, die nicht lediglich Wiederherstellung und Aufrechterhaltung der Schiffbarkeit der Gewässer ist, war bisher gesetzlich nicht geregelt. Für eine flächendeckende Umsetzung der Vorgaben des WHG zu den Bewirtschaftungszielen (§§ 25a, 25b, 25d WHG) ist es erforderlich, die Gewässerunterhaltung in dem in § 78 BbgWG und § 28 WHG beschriebenen Umfang auch flächendeckend sicherzustellen. Die bisherige gesetzliche Lücke im Hinblick auf eine flächendeckende Unterhaltung i.S.v. § 78 BbgWG, § 28 WHG wird dadurch geschlossen, dass nunmehr das Landesumweltamt, welchem die Unterhaltung der Gewässer I. Ordnung obliegt, auch für die Unterhaltung der Bundeswasserstraßen insoweit zuständig ist, als sie nicht durch den Bund unterhalten werden. In der Anlage Teil 1 B werden die Gewässer I. Ordnung mit einer Fußnote gekennzeichnet, die im Eigentum des Bundes stehen, jedoch keine Bundeswasserstraßen im Sinne der Anlage zu § 1 Abs. 1 Nr. 1 WaStrG sind. Im Hinblick auf diese sonstigen Bundeswasserstraßen soll der Bund als Eigentümer zur Gewässerunterhaltung in die Pflicht genommen werden, soweit sie gemäß § 3 als wasserwirtschaftlich bedeutsame Landesgewässer I. Ordnung einzustufen sind. 

Die Bezugnahme auf die bisherige Anlage 2 in Absatz 1 Nr. 2 entfällt, da die Anlage (Verzeichnis der Unterhaltungsverbände für die Gewässer II. Ordnung) aus dem Gesetz gestrichen wird (vgl. zu Nr. 67). 

Die Ergänzung der allgemeinen Zuständigkeitsbestimmung für die Gewässerunterhaltung dient der gesetzlichen Klarstellung, dass eine abweichende Zuständigkeit für ausgebaute Gewässer auch in einem Planfeststellungsbeschluss gemäß § 31 WHG geregelt werden kann. Dies ergibt sich zwar bereits aus der entsprechenden Anwendung von § 28 Abs. 2 WHG und mittelbar aus § 143 Abs. 2 Nr. 2, soll aus Gründen der Rechtssicherheit aber konkret im Landesgesetz festgelegt werden. Es sind praktische Anwendungsfälle im Zusammenhang mit der Braunkohlesanierung zu erwarten. 

Zu Nr. 41 (Z) (§ 80):

siehe Begründung zu Art. 4 Nr. 2 (= Änderung von § 80 BbgWG) im Entwurf eines zweiten kommunalen Entlastungsgesetzes (Kabinettvorlage Nr. 1501/03)
Zu Nr. 42 (§ 83 Satz 3):

Besteht Streit über den Betrag, den der zur Gewässerunterhaltung Verpflichtete für die Störungsbeseitigung für einen Dritten von diesem verlangen kann, soll die Wasserbehörde als Schlichtungsstelle einbezogen werden. Dieses Schlichtungsverfahren wird nicht durch einen anfechtbaren Bescheid der Wasserbehörde beendet. Der Betrag ist über die Zivilgerichtsbarkeit einzufordern. Um in Bezug auf den einzuschlagenden Rechtsweg bestehende Unsicherheiten wegen der einen „Festsetzungsbescheid“ suggerierenden Formulierung wird hier eine weniger missverständliche Formulierung gewählt. 

Zu Nr. 43 (§ 84):

In Absatz 1 erfolgt eine Definition des Begriffes des Uferrandstreifens in Anlehnung an die in § 87 Abs. 1 beschriebene Breite (10 m bei Gewässern I. Ordnung, 5 m bei Gewässern II. Ordnung). Eine gesonderte Festlegung der Wasserbehörde zur Breite des für die ordnungsgemäße Gewässerunterhaltung frei zu haltenden Uferrandstreifens ist nicht erforderlich.

Die bisher in Absatz 6 Satz 1 bestimmten Eigentümer- und Anliegerpflichten werden wegen des bestehenden Sachzusammenhangs mit den Regelungen in Absatz 1 nach dort verlagert.  

Durch die Einfügung in Absatz 2 wird klargestellt, dass nicht nur das Einebnen des Aushubs, sondern auch das vorübergehende Lagern von Aushub, insbesondere am Gewässerufer, zu dulden ist.  

In Absatz 6 wird der Begriff „Gewässerrandstreifens“ durch den neuen Begriff „Gewässerschutzstreifen“ ersetzt und damit die Funktion dieses Schutzstreifens zum Schutz der oberirdischen Gewässer vor externen Belastungen deutlicher herausgestellt. Der bisher verwandte Begriff „Gewässerrandstreifen“ hat durch seine Verknüpfungen mit dem ausschließlich auf die Belange der Gewässerunterhaltung ausgerichteten Uferrandstreifen (Absatz 1) und der auf die Belange der Anlagengenehmigung ausgerichteten Abstandsregelung in § 87 Abs. 1 zu Missdeutungen der auf den Gewässerschutz ausgerichteten Funktion geführt. Darüber hinaus erfolgt die Abgrenzung zu dem für Naturschutzgroßprojekte des Bundes bereits belegten und naturschutzfachlich ausgerichteten Gewässerrandstreifenprogramm. Der Begriff „Gewässerschutzstreifen“ wird üblicherweise in den Wassergesetzen der anderen Bundesländer verwandt. Es wird die Abstandsregelung eingeführt, die ebenfalls in den meisten anderen Ländern getroffen wurde, die fachlich innerhalb der Länderarbeitsgemeinschaft Wasser (LAWA) abgestimmt und von dieser empfohlen werden.

Bezüglich der in Anlehnung an den Billigkeitsausgleich für Nutzungsbeschränkungen in Trinkwasserschutzgebieten orientierten Ausgleichsregelung ist, da es keinen konkret Begünstigten gibt, das Land als Ausgleichspflichtiger vorzusehen.
Zu Nr. 44 (Z) (§ 85 Abs. 1 Satz 2):

siehe Begründung zu Art. 4 Nr. 3 im Entwurf des zweiten Gesetzes zur Entlastung der Kommunen von pflichtigen Aufgaben

Zu Nr. 45 (§ 86 Satz 3):

Es wird sinngemäß auf die Begründung zu Nr. 37 (§ 83 Satz 3) verwiesen. 

Zu Nr. 46 (§ 87):

Im Absatz wird die beispielhafte Benennung von Fischereigeräten als solche erkennbarer gemacht und im Übrigen durch fachgerechte Bezeichnungen verbessert.

Mit der Änderung in Absatz 3 erfolgt eine Anpassung der bei einer Genehmigung von Anlagen in und an Gewässern von der Wasserbehörde im Hinblick auf die Erreichung der Bewirtschaftungsziele zwingend zu beachtenden Standards. Gesondert erwähnt wird die Erhaltung oder Wiederherstellung der anlagenbezogenen Durchgängigkeit des Gewässers, die auch ein Parameter für die Beurteilung des Zustandes eines Gewässers ist. Werden die einer Gewässerbenutzung dienenden Anlagen gemäß § 87 Abs. 1 Satz 4 durch eine Erlaubnis oder Bewilligung zugelassen, sind in die Zulassung die materiellen Anforderungen des § 87, also zur Durchgängigkeit von Gewässern, zu übernehmen. 

Zusätzlich werden die Inhaber von Fischereirechten in den Kreis der besonders Betroffenen aufgenommen, von denen ggf. eine Zustimmung als Voraussetzung für eine Anlagengenehmigung zu verlangen ist.

Zu Nr. 47 (§ 88 Abs. 1):

Die Änderung der Überschrift soll der gemäß den Zielen der WRRL und dem geänderten § 31 Abs. 1 WHG verstärkt in den Vordergrund getretenen Renaturierungsbestrebungen für Gewässer Rechnung tragen. 

Zusätzlich zu der wegen Änderung des § 79 Abs. 1 Nr. 1 erforderlichen Folgeanpassung erfolgt die Herstellung der Kohärenz zu den in §§ 25a und 25b WHG vorgegebenen Bewirtschaftungszielen und insofern eine nähere Bestimmung des bis dahin in § 88 Abs. 1 vorgesehenen Wohls der Allgemeinheit. 

Zu Nr. 48 (§ 89 Abs. 1):

Der Erlass von Verwaltungsvorschriften für den Ausbau von Gewässern ist nicht geplant und nicht erforderlich. Es wird, ebenso wie bei der Änderung des § 28 BbgWG, zur Umsetzung der Vorgaben der § 25a und § 25b WHG und der Wasserrahmenrichtlinie nunmehr gefordert, dass Ausbaumaßnahmen den im Maßnahmenprogramm oder im Bewirtschaftungsplan gestellten Anforderungen entsprechen und sich an den Bewirtschaftungszielen ausrichten müssen, siehe auch § 31 Abs. 1 Sätze 3 und 4 WHG. 

Zu Nr. 49 (§ 91 Abs. 2):

Es handelt sich um eine Folgeänderung aufgrund des geänderten § 78. 

Zu Nr. 50 (§ 92 Abs. 1 Satz 1):

Es erfolgt eine redaktionelle Anpassung der durch die Änderungen des WHG unzutreffend gewordenen Verweisung auf § 31 Abs. 3 WHG, der mittlerweile lediglich die Möglichkeit einer Plangenehmigung für die Fälle vorsieht, in denen ein Gewässerausbau nicht UVP-pflichtig ist. § 92 Abs. 1 Satz 1 bezieht sich auf die Zuständigkeit für Plangenehmigungs- und –feststellungsverfahren.

Zu Nr. 51 (§ 96 Abs. 1):

Es erfolgt die Klarstellung, dass die beidseitigen, fünf Meter breiten Deichschutzstreifen notwendiger Bestandteil der Hochwasserschutzanlagen sind.

Überdies erfolgt die Klarstellung, dass auf die grundsätzlich im Interesse der Allgemeinheit stehende Errichtung von Hochwasserschutzanlagen die Vorschrift des § 89 Abs. 2 keine Anwendung findet.

Zu Nr. 52 (§ 98):

Durch Ergänzung der Begriffe Ausbau und Bedienung in Absatz 1 wird klargestellt, dass Gegenstand der öffentlichen Aufgabe des Hochwasserschutzes nicht nur die Unterhaltung, sondern auch der Ausbau und die Bedienung von Hochwasserschutzanlagen (z. B. von Sielen, Flutungsbauwerken, Schöpfwerken) ist. 

In Absatz 2 wird in Anpassung an die anderen Bestimmungen zum Hochwasserschutz durch die Verwendung des Begriffes der Hochwasserschutzanlage verdeutlicht bzw. ergänzend geregelt, dass die Wiederherstellungspflicht nicht nur für Deiche, sondern auch auf für Deichschutzstreifen, Deichseitengräben und Bauwerke im Deich (z.B. Deichscharten, Deichtore, Siele, Flutungsbauwerke, Schöpfwerke) sowie für sonstige Hochwasserschutzanlagen (z.B. Hochwasserschutzmauern) besteht.

Zu Nr. 53 (§ 99):

Die Ergänzung des Absatzes 3 Satz 1 und die Neufassung des Absatzes 3 Satz 2 tragen den Erfahrungen der Praxis Rechnung, dass die bisherigen, die Deiche betreffenden Verbotsregelungen nicht weit genug gingen. Die Nutzungsverbote zum Schutz vor Beeinträchtigungen der Funktionsfähigkeit werden daher auf alle Hochwasserschutzanlagen, nicht nur auf Deiche und ihre Schutzstreifen, erstreckt. Ferner sind durch die allgemein gefasste Verbotsnorm nicht nur die in Nummern 1 bis 9 genannten Nutzungen untersagt, sondern alle Nutzungen, die geeignet sind die Funktionsfähigkeit der Hochwasserschutzanlagen zu beeinträchtigen. 

Ausdrücklich erwähnt wird ferner in Absatz 3 Nr. 6 das Treiben von Vieh, da bereits dies zu einer Schädigung der Grasnarbe und damit zu einer Beeinträchtigung der Funktionsfähigkeit der Hochwasserschutzanlage führen kann.     

Neu aufgenommen in den Verbotskatalog wurde Nummer 9. Rohre, Kabel und Leitungen sind Fremdkörper auf, im oder unter dem Deich, die geeignet sind, die Funktionsfähigkeit des Deiches zu beeinträchtigen. Sie sind potentielle Schadstellen durch Sickerwasserströmungen entlang der Rohrtrasse und der damit einhergehenden Fugenerosion zwischen Erdstoff- und Fremdkörper, ein Sicherheitsrisiko während der Bauzeit oder bei Reparaturarbeiten und haben ein zusätzliches Schadenspotential im Hochwasserfall. 

Da das Befahren eines Deiches mit Fahrrädern nach Absatz 4 einer wasserrechtlichen Zulassung bedarf, ist die Freistellung des Befahrens eines Deiches mit Pferdefuhrwerken von einer behördlichen Zulassung nicht gerechtfertigt. Ein öffentliches Interesse an der Beibehaltung der Ausnahme vom allgemeinen Befahrungsverbot nach Absatz 3 Nr. 8 ist nicht erkennbar. 

Zu Nr. 54 (§ 101 Abs. 1):

In Auswertung der Hochwasserereignisse der letzten Jahre wird die Genehmigungspflicht für Vorhaben nach § 101 auf faktische, d. h. bisher nicht gemäß § 100 Abs. 1 ausgewiesene Überschwemmungsgebiete zwischen Uferlinie und Hochwasserschutzanlage erstreckt. Durch diese Auffangregelung wird sichergestellt, dass die wenigen bisher nicht festgesetzten Überschwemmungsgebiete entsprechend den Anforderungen des § 32 Abs. 1 und Abs. 2 WHG so erhalten bleiben, dass auch auf diesen Flächen ein weitgehend schadloser Hochwasserabfluss sichergestellt ist. 

Aufgenommen wurde ein Genehmigungsvorbehalt für den Grünlandumbruch. Dadurch soll der Gefahr von Erosion und Düngemitteleintrag entgegengewirkt werden. 

Zu Nr. 55 (§ 101a):

Die Hochwasserereignisse der letzten Jahre haben gezeigt, dass in Überschwemmungsgebieten und in überschwemmungsgefährdeten Gebieten keine ausreichenden Schutzvorkehrungen an baulichen Anlagen vorgenommen werden. Beispielsweise Heizöltanks werden nicht gegen Auftrieb und Stoffaustrag geschützt, so dass die Beeinträchtigungen von Gewässern, Boden und Natur durch austretende wassergefährdende Stoffe erheblich sind. 

Zu Nr. 56 (§ 103 Abs. 1 Satz 1):

Die Aufgaben der Wasserbehörden werden im Hinblick auf die Überwachung und den Vollzug der für verbindlich erklärten Bewirtschaftungspläne, Maßnahmenprogramme oder deren Teile spezifiziert. Da die wasserwirtschaftlichen Bewirtschaftungsziele und die zu deren Erreichung vorzusehenden Mittel nicht nur in den bisherigen maßgeblichen Regelungsinstrumenten (WHG, Landeswassergesetz und Verordnungen), sondern zukünftig auch maßgeblich in den Bewirtschaftungsplänen bzw. Maßnahmeprogrammen verbindlich niedergelegt und konkretisiert sein werden, sind diese in die gesetzliche Aufgabenbeschreibung mit aufzunehmen.  

Zu Nr. 57 (§ 104):

Die Änderung des § 104 dient vor allem der erforderlichen Aktualisierung in Anpassung an den zur Erfüllung der Vorgaben der Wasserrahmenrichtlinie erforderlichen Datenbedarf sowie der Umsetzung des Regelungsauftrages gemäß §§ 42 Abs. 1, 37a Satz 1 WHG. Die zusätzliche Aufnahme der Bodenschutzbehörden in die Reihe der als Datenempfänger genannten Verwaltungsstellen soll sicherstellen, dass die Bodenschutzbehörden die ihnen insbesondere für bodenschutzrechtliche Sanierungsanordnungen und Sanierungskonzepte, welche Grundwassersanierungen umfassen, erforderlichen Daten verfügbar sind. 

Die Übernahme des bisherigen § 23 Abs. 2 (a.F.) als neuer § 104 Abs. 2 erfolgt aus systematischen Gründen. 

Zu Nr. 58 (§ 109 a neu):

Zur Stärkung des europäischen Umweltmanagementsystems EMAS soll von der Ermächtigung in § 21 h WHG Gebrauch gemacht werden, um auch in Brandenburg den registrierten Unternehmen bezüglich der wasserbehördlichen Überwachung gerechtfertigte Erleichterungen einräumen zu können. Durch Rechtsverordnung soll der Fachminister die genauen Voraussetzungen und Verfahren bestimmen können, die bei Vorliegen entsprechender Anwendungsfälle zur Entlastung auch der Vollzugsbehörden führen dürfte.

Zu Nr. 59 (§ 111 Abs. 2):

Der Fischereiausübungsberechtigte ist der tatsächlich vor Ort Agierende und daher an Stelle des – häufig entfernt wohnenden – Fischereiberechtigten sinnvollerweise an der Gewässerschau zu beteiligen.

Gemäß § 28 Abs. 1 Satz 5 WHG umfasst die Gewässerunterhaltung an schiffbaren Gewässern auch die Erhaltung der Schiffbarkeit. Um zu klären, welche Unterhaltungsmaßnahmen zur Erhaltung der Schiffbarkeit im konkreten Fall erforderlich sind, ist bei schiffbaren Gewässern der zuständigen Verkehrsbehörde die Gelegenheit zur Teilnahme an der Gewässerschau zu geben.

Zu Nr. 60 (§ 113):

Bei In-Kraft-Treten des Brandenburgischen Wassergesetzes war ein Katastrophenschutzgesetz für Brandenburg noch nicht in Kraft. Deshalb wurden in § 113 für die Fälle einer Hochwassergefahr nicht nur Rechtsgrundlagen für Wasserbehörden, sondern auch für Katastrophenschutzbehörden verankert. Mit dem In-Kraft-Treten des Katastrophenschutzgesetzes des Landes Brandenburg im Oktober 1996 wurden den Katastrophenschutzbehörden umfangreiche und weitgehende Rechtsgrundlagen für den vorbeugenden Katastrophenschutz und den Katastrophenfall an die Hand gegeben, hinter denen die Ermächtigungen des § 113 weit zurückbleiben. Die Regelung von Zuständigkeiten und Ermächtigungen der Katastrophenschutzbehörden sind daher entbehrlich.

Zu Nr. 61 (§ 114 Abs. 1):

Die Verordnungsermächtigung kann im Sinne der Deregulierung und Rechtsvereinfachung entfallen. Es besteht nicht die Absicht, einen Warn- und Alarmdienst zum Schutz der Gewässer gegen Verunreinigungen einzurichten. Der im Geschäftsbereich des Ministeriums für Landwirtschaft, Umweltschutz und Raumordnung angesiedelte „Zentrale Bereitschaftsdienst“ gewährleistet bereits ein Warn- und Alarmdienst für alle Umweltbereiche (Wasser, Boden, Luft). 

Zu Nr. 62 (§ 126):

Die Ergänzung in § 126 Abs. 2 Nr. 1 dient der Klarstellung, dass die Zuständigkeit der oberen Wasserbehörde auch für Planfeststellungen bzw. Plangenehmigungen von Vorhaben der Liste in § 129a Abs. 2 gegeben ist, die keiner Umweltverträglichkeitsprüfung bedürfen. Die Änderungen in Abs. 2 Nr. 4 und 5 dienen in erster Linie der Richtigstellung der bisher systematisch unkorrekten Verknüpfung der verschiedenen Abwasserbelastungen mit den Einleitungserlaubnissen statt mit den Abwasserbehandlungsanlagen. Durch die Auswechslung der Bezugsobjekte wird der sachliche Zusammenhang eindeutig und in der vom Gesetzgeber gewollten Weise klargestellt. Auch erfolgt durch die Änderungen die Herstellung der Kohärenz mit § 129a Abs. 2 Nr. 1, der über § 126 Abs. 2 Nr. 5 auf § 126 Abs. 2 Nr. 4 verweist. Es handelt sich dabei um eine Klarstellung zur besseren Lesbarkeit. Eine Änderung der bisherigen Zuständigkeiten erfolgt dadurch nicht. 

Die Konkretisierung der in Nr. 8 genannten Aufsicht durch den Begriff der Rechtsaufsicht soll die eindeutigen Beschreibung der hier geregelten Aufsichtswahrnehmung bewirken. In der Vergangenheit sind z. T. Missverständnisse hinsichtlich der Aufsichtsart aufgetreten. Gerade weil die bisher in § 80 Absatz 4 zusätzlich enthaltene Festlegung der Aufsichtsbehörde (i. S. d. § 72 Abs. 1 Wasserverbandsgesetz) als Doppelregelung durch das zweite kommunale Entlastungsgesetz gestrichen wurde, ist nunmehr in der verbleibenden gesetzlichen Bestimmung die klarstellende Ergänzung geboten.

Die Streichung von Absatz 3 Satz 2 erfolgt aus Gründen der Deregulierung, da der geregelte Fall nach zwischenzeitlicher Vollzugserfahrung mit den in der letzten Gesetzesnovelle ergänzten UVP-Regelungen praktisch nicht vorkommen kann.

Die Einfügung des Wortes „insbesondere“ trägt der Tatsache Rechnung, dass auch andere Aufgaben im Gesetz konkret dem Wasserwirtschaftsamt (Landesumweltamt) zugeschrieben werden und diese Bestimmungen unberührt bleiben.

Durch die Ergänzung in Absatz 4 Nr. 2 soll klargestellt werden, dass dem Wasserwirtschaftsamt nicht nur die Unterhaltung landeseigener Anlagen in Gewässern I. Ordnung, sondern auch deren Errichtung und Betrieb obliegt. Dass dem Wasserwirtschaftsamt diese Aufgaben bereits vor dieser Klarstellung oblag, ergibt sich aus § 126 Abs. 4 Nr. 3, wonach es für die Bewirtschaftung der Gewässer zuständig ist.

Bei Absatz 4 Nr. 3 handelt es sich um eine Folgeänderungen aufgrund der Einfügungen in § 98 Abs. 1.

In Absatz 4 Nr. 4 wird die in § 25 Abs. 1 Satz 2 vorgesehene Zuständigkeit des Wasserwirtschaftsamtes für die Erarbeitung der Beiträge für die im Land Brandenburg liegenden Anteile an den Flussgebietseinheiten, die von der obersten Wasserbehörde nach der Erarbeitung erstellt werden, wiederholt. 

(Bei Satz 4 handelt es sich um eine Folgeänderung aufgrund der organisatorischen Umstrukturierung der Laborkapazitäten im Geschäftsbereich des MLUR, die mit Errichtungserlass vom . . .  erfolgt ist.) 

Anmerkung: zum gegebenen Zeitpunkt zu ergänzen und anzupassen

Zu Nr. 63 (§ 129a):

In Absatz 1 erfolgt - neben einer redaktionellen Korrektur - die Klarstellung, dass grundsätzlich alle wasserrechtlich zuzulassenden Vorhaben, die nach dem BbgUVPG oder dem UVPG einer Umweltverträglichkeitsprüfung bedürfen, nur in einem Verfahren zugelassen werden können, das den Anforderungen des UVPG entspricht, unabhängig davon, ob sie in den Absätzen 2 und 3 ausdrücklich benannt wurden oder nicht. 

Abs. 2 Nr. 1 wird zum Zwecke der Harmonisierung mit der in Nr. 13.1 der Anlage 1 zum  (Bundes-) UVPG bzw. Nummer 1 der Anlage zu § 2 Abs. 1 BbgUVPG vorgegebenen Vorhabensbeschreibung ergänzt, indem Kühlwasser entsprechend vom Anwendungsbereich ausgenommen wird.

Die Ergänzung in Abs. 2 Nr. 13 dient lediglich der Vervollständigung der aus dem Bundesrecht, und zwar hinsichtlich der Nummern 11 – 13 aus § 20 Abs. 1 i.V.m. der Anlage 1 zum UVPG (Nr. 19.3, 19.7, 19.9) entnommenen Wiedergabe der planfeststellungspflichtigen Vorhaben.  

Mit der abweichenden Verfahrensregelung des Sonderfalls, dass die Zulassung von Abwasserbehandlungsanlagen, die Nebenanlagen eines immissionsschutzrechtlich zu genehmigenden Vorhabens sind, wird die Koordinierung der Verfahrensteile bei dieser Konstellation am sachgerechtesten gewährleistet.

Die Benennung der Bewilligung in Absatz 3 muss ergänzt werden, da für die Gewässerbenutzungen im Zusammenhang mit den dort genannten Vorhaben – bei Vorliegen der entsprechenden Voraussetzungen – auch das Instrument der Bewilligung gemäß § 8 WHG in Betracht kommt.  

Die Streichung des Zusatzes korrespondiert mit der Aufnahme der entsprechenden Verfahrensvorgabe in Absatz 1.

Zu Nr. 64 (Überschrift zu Kapitel 14 Abschnitt 3):

Die Ergänzung dient der Klarstellung, dass die Regelung in § 138 (im Gegensatz zu § 137) nicht nur für Planfeststellungsverfahren, sondern auch für Plangenehmigungsverfahren gilt.

Zu Nr. 65 (§ 137):

Die Regelungen des bisherigen Absatzes 1 sind wegen der unmittelbar geltenden Regelungen des § 31 WHG entbehrlich. Ein Verweis auf die Vorschriften des Verwaltungsverfahrensgesetzes ist nicht erforderlich, da die Vorschriften des Verwaltungsverfahrensgesetzes stets neben den fachspezifischen Regelungen Anwendung finden, soweit diese nicht speziellere Regelungen vorsehen. Überdies sind sämtliche, nicht nur die im bisherigen Abs. 1 genannten wasserrechtlichen Planfeststellungsverfahren unter Anwendung der Verfahrensvorschriften des Verwaltungsverfahrensgesetzes durchzuführen. 

Durch die Änderung des bisherigen Absatz 2 wird statuiert, dass ein Planfeststellungsbeschluss für alle, nicht nur die bisher in § 137 ausdrücklich genannten wasserrechtlichen Vorhaben eine enteignungsrechtliche Vorwirkung für ein späteres Enteignungsverfahren haben. 

Zu Nr. 66 (§ 139 Abs. 2):

Es wird sinngemäß auf die Begründung zu Nr. 37 verwiesen.

Zu Nr. 67 (§ 140 Abs. 3):

Die Ergänzung des Absatzes 3 um die in Überschwemmungsgebieten wegen erhöhter Anforderungen an die ordnungsgemäße land- oder forstwirtschaftliche Nutzung durch das Land zu leistenden Ausgleichszahlungen soll einer möglichen Zersplitterung des Rechtsweges in Zivilrechtsweg und Verwaltungsrechtsweg für Ausgleichszahlungen aufgrund von Inhalts- und Schrankenbestimmungen und sonstigen Billigkeitsausgleichszahlungen vorbeugen. 

Eine ausdrückliche Rechtswegzuweisung für die Klage auf die Ausgleichszahlungen gemäß § 100 Abs. 3 gab es bislang nicht. Danach könnte sowohl der Zivilrechtsweg in Anlehnung an § 16 BbgWG, § 19 Abs. 4 WHG, aber auch der Verwaltungsrechtsweg unter Beachtung des geänderten § 40 Abs. 2 VwGO in Betracht kommen. Diese Unsicherheiten werden ausgeräumt und es wird grundsätzlich für diese Billigkeitsausgleichszahlungen der einheitliche Zivilrechtsweg (siehe auch § 18 Abs. 4 Satz 2 i.V.m. § 19 Abs. 4 WHG) vorgesehen. 

Zu Nr. 68 (§ 142 Abs. 1):

Die bisher im Land Brandenburg noch nicht erlassene Verordnung über die Errichtung eines Wasserbuches gemäß § 142 BbgWG, § 37 WHG muss nicht notwendigerweise durch die Landesregierung erlassen werden. Die Ermächtigung des für Wasserwirtschaft zuständigen Mitgliedes der Landesregierung ist hier ausreichend, da keine ressortübergreifenden, sondern nur detaillierte fachliche und technische Regelungen für die Erfassung der wasserrechtlichen Daten zu treffen sind. 

Zu Nr. 69 (§ 145):

Die Änderungen in Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe b folgen den Änderungen in § 101, der nunmehr auch eine Genehmigungspflicht für den Umbruch von Grünland einführt. 

Für die Beseitigung und Außerbetriebnahme einer Anlage im Sinne des § 37 ohne eine Genehmigung war bisher kein bußgeldbewehrter Tatbestand vorgesehen. In Anbetracht der Auswirkungen, die eine unkontrollierte Außerbetriebnahme oder Beseitigung von Anlagen auf den gesamten Wasserhaushalt eines Gebietes haben kann, ist die Einführung einer Ordnungswidrigkeit geboten. Gerade in einem ebenen Land wie Brandenburg, welches seine jetzige Gestalt in erster Linie durch die Bewirtschaftung der Gewässer durch Stauhaltungen erlangt hat und in dem sich ein bestimmter Grundwasserspiegel durch Grundwasserbenutzungen eingestellt hat, sind die Auswirkungen einer Außerbetriebnahme oder Beseitigung der Benutzungsanlagen nicht abzuschätzen. 

Zu Absatz 1 Nr. 4 Buchstabe a kann die Streichung im Sinne der Deregulierung und Rechtsvereinfachung erfolgen. Das Land hat eine Rechtsverordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen gemäß § 20 Abs. 7 erlassen. Der “Umgang“ im Sinne dieser Verordnung erfasst auch den Transport in Rohrleitungen auf einem Grundstück. Die Kompetenz für die Regelung des Transports von wassergefährdenden Stoffen in (Grundstücksgrenzen überschreitenden) Rohrfernleitungen durch Rechtsverordnung liegt gemäß § 19d WHG beim Bund. Von dieser Kompetenz hat der Bund durch Erlass der Rohrfernleitungsverordnung bereits Gebrauch gemacht (Artikel 4 der Verordnung vom 27. September 2002, BGBl. I S. 3777). Der zugehörige Ordnungswidrigkeitstatbestand ist in § 41 Abs. 1 Nr. 4 WHG genannt. Der Transport von wassergefährdenden Stoffen auf Wasser-, Schienen- und Straßenfahrzeugen ist als „Gefahrguttransport“ im Verkehrsrecht geregelt. Für eine weitere Regelung durch Landesrecht besteht kein Bedarf.

Die weitere Änderung in Absatz 1 Nr. 4 Buchstabe a ist eine Anpassung des redaktionell bislang unzutreffenden Verweises auf § 20 Abs. 6, der tatsächlich keine Rechtsverordnungsermächtigung enthält.

Die Aufhebung von Absatz 1 Nr. 4 Buchstabe c folgt der Aufhebung von § 53 (siehe Nr. 25). 

Die Änderungen in Absatz 1 Nr. 5 erfolgen zur redaktionellen Bereinigung in Bezug auf den Umfang der Verordnungsermächtigung in § 44 (Nummer 5 Buchstabe a), als Folgeänderung zur Aufhebung des entbehrlich gewordenen § 19 Abs. 1 und in Anpassung an die Verordnungsermächtigung in § 84 Abs. 6 (Nummer 5 Buchstabe e).

Die Änderungen in Absatz 1 Nr. 11 sind Folgeänderungen aus der letzten Novelle des BbgWG vom 10. Juli 2002 (GVBl. I S. 62), mit der § 66 Absätze 4 und 5 aufgehoben und § 66 Absatz 3 und § 68 neu gefasst wurden. 

In Absatz 3 erfolgt eine textliche Anpassung an die geltende Währung. 

Zu Nr. 70 (§ 147 Abs. 1 Satz 2):

Das Erfordernis, für die von der Überleitungsregelung erfassten nach dem DDR-WG von 1982 erteilten Zulassungen zusätzlich zu verlangen, dass diese in einem förmlichen Verfahren ergangen sind, hat sich in der Vollzugspraxis als ungeeignet erwiesen. Auch wegen der entstandenen Interpretationsprobleme soll hierauf verzichtet werden. 

Die Benennung des Stichtages für die bereits in § 15 Abs. 1 WHG angelegte Voraussetzung für die wirksame Überleitung alter Rechte wird aus Klarstellungsgründen ergänzt. Auch wenn sich dieser Stichtag, der Tag des In-Kraft-Tretens des WHG in der ehemaligen DDR aufgrund des Umweltrahmengesetzes, durch verfassungskonforme Auslegung der WHG-Regelung auch ohne gesetzliche Regelung rechtfertigen lässt, ist eine eindeutige gesetzliche Bestimmung jedoch auch deshalb zu empfehlen, weil nach einer jüngst ergangenen Entscheidung des OVG Bautzen bei vergleichbarer landesgesetzlicher Regelung ein abweichender Stichtag, nämlich der 03.10.1990 (Datum des In-Kraft-Tretens des Einigungsvertrages) als maßgeblich angesehen wird.     

Zu Nr. 66 (Anlage 1 zu § 79 Abs. 1 Nr. 1):

Es wird auf die Ausführungen zu Nr. 35 (§ 79 Abs. 1 Nr. 1) Bezug genommen.

Zur Nr. 67 (Anlage 2 zu § 79 Abs. 1 Nr. 2 - alt):

Die bisherige Anlage 2, die das „Verzeichnis der Unterhaltungsverbände“ im Sinne des § 79 Abs. 2 beinhaltete, ist überflüssig, da die maßgebliche Liste der Wasser- und Bodenverbände in § 1 Abs. 1 des Gesetzes über die Bildung von Gewässerunterhaltungsverbänden (GUVG) vom 13. März 1995 als dem spezielleren Gesetz enthalten ist. Die nochmalige Wiedergabe im BbgWG ist überflüssig und kann daher entfallen. 

Zu Nr. 68 (Anlage 2 zu § 24 Abs. 1 - neu):

Es wird auf die Ausführungen zu Nr. 13 (§ 24) Bezug genommen.

Zu Artikel 2:

Artikel 2 enthält die Ermächtigung, das Brandenburgische Wassergesetz in der nach In-Kraft-Treten der Novelle geltenden Fassung neu bekannt zu machen. 

Zu Artikel 3:

Artikel 3 regelt das In-Kraft-Treten des Gesetzes.      


